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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1962 Ausgegeben am 28. Dezember 1962 88. Stück

3 2 9 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 14/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation über die Ausstellung von Ursprungszeugnissen in einem
anderen Mitgliedstaat als dem Erzeugerland, gefaßt auf Grund des Überein-
kommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

3 3 0 . Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 15/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation über die Verlängerung zeitlich begrenzter Ursprungskriterien
des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation.

331. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 16/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation über Abänderung des Artikels 3 Absatz 2 des Überein-
kommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (Durch-
führung der Beschleunigung des Zollabbau-Zeitplanes durch Österreich).

332. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 7/1962 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 14/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

333. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 8/1962 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 15/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

334. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 9/1962 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 11/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

335. Kundmachung: Verlautbarung des Beschlusses Nr. 10/1962 des Gemeinsamen Rates über
Anwendung des Beschlusses Nr. 16/1962 des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation (Durchführung der Beschleunigung des Zollabbau-Zeitplanes
durch Österreich), gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung
einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland.

336. Zollabkommen über Erleichterungen für die Einfuhr von Waren, die auf Ausstellungen,
Messen, Kongressen oder ähnlichen Veranstaltungen ausgestellt oder ver-
wendet werden sollen.

3 3 7 . Abkommen zwischen der Bundesregierung der Republik Österreich und der Regierung
der Französischen Republik, betreffend die Übernahme von Personen an
der Grenze (Schubabkommen).
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329. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 14/1962 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über die Ausstellung von
Ursprungszeugnissen in einem anderen Mitgliedstaat als dem Erzeugerland, gefaßt auf
Grund des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandelsassoziation (BGBl.
Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 297/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

EFTA/DC 14/62

BESCHLUSS DES RATES Nr. 14/1962

(In der 24. Sitzung am 2. Oktober 1962 ge-
faßt)

AUSSTELLUNG VON URSPRUNGSZEUG-
NISSEN IN EINEM ANDEREN MITGLIED-

STAAT ALS DEM ERZEUGERLAND

DER RAT hat,
gestützt auf Regel 8 Absatz 6 des Anhangs B

zum Übereinkommen,

BESCHLOSSEN:

1. Ist von einer Behörde oder einer ermächtig-
ten Stelle ein Ursprungszeugnis für in einem
anderen Mitgliedstaat erzeugte Waren (oder für
Sendungen, die solche und andere Waren ent-
halten) auszustellen, weil ein Händler im glei-
chen Mitgliedstaat wie diese Behörde oder Stelle
die Waren nach einem dritten Mitgliedstaat re-ex-
portiert oder weiterverkauft, gelten bei Anwen-
dung der Regel 8 des Anhangs B zum Überein-
kommen folgende Bestimmungen:

a) Die Behörde oder Stelle hat entweder

i) eine vom letzten Erzeuger in der Zone
abgegebene Erklärung über den Ur-
sprung der Waren oder

ii) ein von einer Behörde oder Stelle im
Lande des letzten Erzeugungsvorgan-
ges in der Zone ausgestelltes Zeugnis
über den Ursprung der Waren

zu verlangen;

b) die Behörde oder Stelle überzeugt sich da-
von, daß die vorgenannten Nachweise
richtig und die zum Re-Export oder zum
Weiterverkauf gelangenden Waren durch
diese Nachweise gedeckt sind; falls erfor-
derlich, hat sie die Erteilung zusätzlicher
Auskünfte zu verlangen und jede geeig-
nete Kontrolle vorzunehmen, die sich auf
die Einholung einer Bestätigung der zu-
ständigen Behörde oder Stelle im Land des
letzten Erzeugungsvorganges erstrecken
kann;
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c) das Zeugnis ist in dem Mitgliedstaat, aus
dem die Waren re-exportiert oder weiter-
verkauft werden, auf einem wie folgt ab-
zuändernden Formular 3 auszustellen:
i) in Punkt 2 sind nach den Worten

„vom letzten Erzeuger der oben be-
zeichneten Waren eine Erklärung" die
Worte „oder ein Zeugnis" einzufügen;

ii) in Punkt 3 sind je nach Lage des Falles
die Worte „Enthält re-exportierte
Waren" oder „Enthält weiterverkaufte
Waren" einzusetzen.

2. In der Erklärung des Exporteurs im Ur-
sprungszeugnis ist als Land, aus dem die Waren
versendet werden, jenes Land anzuführen, aus
welchem die Waren nach dem in Absatz 1
dieses Beschlusses erwähnten dritten Mitglied-
staat tatsächlich ausgeführt werden.

3. Dieser Beschluß tritt am 1. Jänner 1963 in
Kraft.

Gorbach

330. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 15/1962 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über die Verlängerung zeit-
lich begrenzter Ursprungskriterien des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen
Freihandelsassoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 329/1962) verlautbart wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

EFTA/DC 15/62
1 Anlage

BESCHLUSS DES RATES Nr. 15/1962

(In der 25. Sitzung am 9. Oktober 1962 ge-
faßt)

VERLÄNGERUNG ZEITLICH BEGRENZ-
TER URSPRUNGSKRITERIEN

DER RAT hat,
gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-

kommens,

BESCHLOSSEN:

1. Die Beilagen I, II und III zu Anhang B des
Übereinkommens werden gemäß Anlage zu
diesem Beschluß abgeändert.

2. Diese Abänderungen treten sofort in Kraft.

3. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.
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EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

Anlage zu
EFTA/DC 15/62

ABÄNDERUNGEN ZU DEN BEILAGEN I,
II UND III ZU ANHANG B DES ÜBEREIN-

KOMMENS

1. In den Beilagen I, II und III in der mit
Ratsbeschluß Nr. 11/1961 abgeänderten Fassung
ist an den folgenden Stellen „31. Dezember
1962" durch „30. Juni 1963" zu ersetzen:
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Gorbach

3 3 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 16/1962 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation über Abänderung des
Artikels 3 Absatz 2 des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Freihandels-
assoziation (BGBl. Nr. 100/1960, in der Fassung der Kundmachung BGBl. Nr. 330/1962)
(Durchführung der Beschleunigung des Zollabbau-Zeitplanes durch Österreich) verlautbart

wird.

(Übersetzung)

EUROPÄISCHE
FREIHANDELSASSOZIATION

EFTA/DC 16/62

BESCHLUSS DES RATES Nr . 16/1962

(In der 28. Sitzung am 30. Oktober 1962 ge-
faßt)

BESCHLEUNIGUNG DES ZEITPLANES DES
ÜBEREINKOMMENS: ÖSTERREICH

DER RAT hat,
im Hinblick auf den Ratsbeschluß Nr. 11/

1962 *),

BESCHLOSSEN:
Das Datum 31. Oktober 1962 in Artikel 3

Absatz 2 a) des Übereinkommens wird bezüglich
der Einfuhren nach Österreich durch das Datum
31. Dezember 1962 ersetzt.

*) Der Beschluß Nr. 11/1962 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 259/1962 verlautbart worden.

Gorbach
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332. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 7/1962 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 14/1962 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 298/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 7/62

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 7/1962

(In der 13. Sitzung am 16. Oktober 1962 ge-
faßt)

AUSSTELLUNG VON URSPRUNGSZEUG-
NISSEN IN EINEM ANDEREN MITGLIED-

STAAT ALS DEM ERZEUGERLAND

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-

ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 14/1962 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten anzu-
wenden.
2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 14/1962 anzuwenden.
3. Dieser Beschluß tritt am 1. Jänner 1963 in
Kraft.

*) Der Beschluß Nr. 14/1962 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 329/1962 verlautbart worden.

Gorbach

3 3 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 8/1962 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 15/1962 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 332/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 8/62

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 8/1962

(In der 13. Sitzung am 16. Oktober 1962 ge-
faßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-

ierungs-Übereinkommens,



88. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1962 — Nr. 334 1993

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 15/1962 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten anzu-
wenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 15/1962 anzuwenden.

3. Dieser Beschluß tritt sofort in Kraft.

4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

*) Der Beschluß Nr. 15/1962 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 330/1962 verlautbart worden.

Gorbach

334. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 9/1962 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 11/1962 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation, gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur
Schaffung einer Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandels-
assoziation und der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kund-

machung BGBl. Nr. 333/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 9/62

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 9/1962

(In der 14. Sitzung am 22. Oktober 1962
gefaßt)

DER GEMEINSAME RAT hat,
gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-

ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:
1. Der Ratsbeschluß Nr. 11/1962 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen
zwischen Finnland und den Mitgliedstaaten anzu-
wenden.
2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 11/1962 anzuwenden.

*) Der Beschluß Nr. 11/1962 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 259/1962 verlautbart worden.
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3. Ungeachtet des Absatzes 1 des Beschlusses
Nr. 11/1962 ist Finnland ermächtigt, in bezug auf
Einfuhren nach Finnland das Datum 31. Oktober
1962 durch das Datum 30. April 1963 zu ersetzen.

4. Der Generalsekretär der Europäischen Frei-
handelsassoziation wird den Text dieses Be-
schlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Gorbach

335. Kundmachung des Bundeskanzleramtes vom 17. Dezember 1962, womit der Beschluß
Nr. 10/1962 des Gemeinsamen Rates über Anwendung des Beschlusses Nr. 16/1962 des Rates
der Europäischen Freihandelsassoziation (Durchführung der Beschleunigung des Zollabbau-
Zeitplanes durch Österreich), gefaßt auf Grund des Übereinkommens zur Schaffung einer
Assoziierung zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation und
der Republik Finnland (BGBl. Nr. 193/1961, in der Fassung der Kundmachung BGBl.

Nr. 334/1962), verlautbart wird.

(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIIERUNG

FINEFTA/DJC 10/62

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
Nr. 10/1962

(In der 15. Sitzung am 2. November 1962
gefaßt)

BESCHLEUNIGUNG DES ZEITPLANES DES
ÜBEREINKOMMENS: ÖSTERREICH

DER GEMEINSAME RAT hat,

gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens,

BESCHLOSSEN:

1. Der Ratsbeschluß Nr. 16/1962 *) ist auf die
Beziehungen zwischen Finnland und Österreich
anzuwenden.

2. Für die Zwecke dieses Beschlusses sind die
Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 des Assozi-
ierungs-Übereinkommens dort, wo der Zusam-
menhang dies erfordert, sinngemäß auf den Rats-
beschluß Nr. 16/1962 anzuwenden.

*) Der Beschluß Nr. 16/1962 des Rates der Euro-
päischen Freihandelsassoziation ist unter BGBl.
Nr. 331/1962 verlautbart worden.

Gorbach
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336.

Nachdem das Zollabkommen über Erleichterungen für die Einfuhr von Waren, die auf Aus-
stellungen, Messen, Kongressen oder ähnlichen Veranstaltungen ausgestellt oder verwendet werden
sollen, vom 8. Juni 1961, welches also lautet:

(Übersetzung)

ZOLLABKOMMEN ÜBER
ERLEICHTERUNGEN FÜR
DIE EINFUHR VON WA-
REN, DIE AUF AUSSTEL-
LUNGEN, MESSEN, KON-
GRESSEN ODER ÄHNLI-
CHEN VERANSTALTUN-
GEN AUSGESTELLT ODER
VERWENDET WERDEN

SOLLEN.

PRÄAMBEL.

Die Signatarstaaten dieses
Abkommens,

die im Rahmen des Rates für
die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete des Zollwesens unter
Mitwirkung der Europäischen
Wirtschaftskommission der Ver-
einten Nationen (ECE) und der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur (UNESCO)
zusammengetreten sind,

in Anbetracht der von. Ver-
tretern des internationalen
Handels und von anderen
interessierten Kreisen unter-
breiteten Vorschläge,

vom Wunsche geleitet, Er-
leichterungen für Waren zu
gewähren, die auf Ausstel-
lungen, Messen, Kongressen
oder ähnlichen Veranstal-
tungen wirtschaftlichen, tech-
nischen, religiösen, erziehe-
rischen, wissenschaftlichen,
kulturellen oder karitativen
Charakters ausgestellt werden
sollen,

in der Überzeugung, daß die
Einführung allgemeiner Vor-
schriften über die Zollbehand-
lung derartiger Waren dem
internationalen Handel be-



1996 88. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1962 — Nr. 336

trächtliche Vorteile bieten
und den internationalen Aus-
tausch von Ideen und Wissen
fördern wird,

sind wie folgt übereingekom-
men:

KAPITEL I.

B e g r i f f s -
bestimmungen.

Artikel 1.

Im Sinne dieses Abkommens
bedeutet:

(a) „Veranstaltung":

1. Ausstellungen, Messen,
Fachmessen und ähnliche
Leistungsschauen des Han-
dels, der Industrie, der
Landwirtschaft oder des
Handwerks;

2. Ausstellungen oder Ver-
anstaltungen, die in erster
Linie karitativen Zwecken
dienen;

3. Ausstellungen oder Ver-
anstaltungen, die in erster
Linie der Förderung der
Wissenschaft, der Technik,
des Handwerks, der Kunst,
der Erziehung oder der
Kultur, des Sports, der
Religion, des Kultes oder
der Völkerverständigung
dienen;

4. Treffen von Vertretern
internationaler Organi-
sationen oder internatio-
naler Gruppen von Or-
ganisationen;

5. Treffen oder Gedächtnis-
feiern offiziellen Charak-
ters;

ausgenommen davon sind
Ausstellungen privater Na-
tur, die in Verkaufsstellen
oder Geschäftsräumen zum
Verkauf ausländischer Waren
durchgeführt werden;

(b) „Eingangsabgaben", die Zölle
und alle anderen Abgaben
und Steuern, die anläßlich
oder im Zusammenhang mit
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der Einfuhr erhoben wer-
den, sowie alle inneren Ab-
gaben und Verbrauch-
steuern, denen die ein-
geführten Waren unter-
liegen; ausgenommen davon
sind jedoch die Gebühren
und sonstigen Belastungen,
die dem Betrag nach un-
gefähr auf die Kosten der
erbrachten Dienstleistun-
gen beschränkt sind und
weder einen mittelbaren
Schutz für inländische Waren
noch eine Besteuerung der
Einfuhr zur Erzielung von
Einnahmen darstellen;

(c) „vorübergehende Einfuhr"
das vorübergehende Ein-
bringen ohne Entrichtung
von Eingangsabgaben und
frei von Einfuhrverboten
und Einfuhrbeschränkungen
mit der Verpflichtung zur
Wiederausfuhr;

(d) „der Rat" die Organisation,
die auf Grund des am
15. Dezember 1950 in Brüs-
sel geschlossenen Abkom-
mens über die Errichtung
eines Rates für die Zusam-
menarbeit auf dem Gebiete
des Zollwesens gebildet
wurde;

(e) „Personen" sowohl natür-
liche als auch juristische Per-
sonen, soweit sich aus dem
Zusammenhang nichts an-
deres ergibt.

KAPITEL II.

V o r ü b e r g e h e n d e
E i n f u h r .

Artikel 2.
1. Zur vorübergehenden Ein-
fuhr werden zugelassen:
(a) Waren, die auf einer Ver-

anstaltung ausgestellt oder
vorgeführt werden sollen;

(b) Waren, die im Zusammen-
hang mit der Ausstellung
ausländischer Erzeugnisse
auf einer Veranstaltung ver-
wendet werden sollen, wie

(i) Waren, die zur Vor-
führung der ausge-
stellten ausländischen
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Maschinen oder Appa-
rate benötigt werden;

(ii) Konstruktions- und Aus-
stattungsmaterial, ein-
schließlich der elektro-
technischen Ausrüstung,
für die für eine be-
grenzte Zeit zu errich-
tenden Stände auslän-
discher Aussteller;

(iii) Werbe- und Veran-
schaulichungsmaterial,
das offensichtlich zur
Werbung für die aus-
gestellten ausländischen
Waren verwendet wer-
den soll, wie Tonauf-
nahmen, Filme und Dia-
positive sowie die zu
ihrer Vorführung er-
forderlichen Apparate;

(c) Gegenstände, einschließlich
Übersetzungseinrichtungen,
Tonaufnahmegeräte und
Filme erzieherischen, wissen-
schaftlichen oder kulturellen
Charakters, die auf inter-
nationalen Treffen, Kon-
ferenzen oder Kongressen
verwendet werden sollen.

2. Die Erleichterungen nach
Absatz 1 werden nur gewährt,
wenn

(a) sich die Nämlichkeit der
Waren bei der Wiederaus-
fuhr feststellen läßt;

(b) Anzahl oder Menge gleicher
Waren ihrer Zweckbestim-
mung angemessen ist;

(c) die Bedingungen dieses Ab-
kommens nach Ansicht der
Zollbehörden des Landes der
vorübergehenden Einfuhr
erfüllt werden.

Artikel 3.

Die zur vorübergehenden Ein-
fuhr zugelassenen Waren dür-
fen, solange sie die in diesem
Abkommen vorgesehenen Er-
leichterungen genießen, nicht
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(a) verliehen, vermietet oder
sonst gegen Entgelt ver-
wendet werden,

(b) aus dem Veranstaltungs-
gelände entfernt werden,

es sei denn, daß die innerstaat-
lichen Gesetze und sonstigen
Vorschriften des Landes der
vorübergehenden Einfuhr dies
gestatten.

Artikel 4.

1. Zur vorübergehenden Ein-
fuhr zugelassene Waren sind
innerhalb von sechs Monaten
nach dem Tag der Einfuhr
wiederauszuführen. Die Zoll-
behörden des Landes der vor-
übergehenden Einfuhr können
jedoch unter Berücksichtigung
der Umstände und insbesondere
der Dauer und Art der Ver-
anstaltung verlangen, daß die
Waren innerhalb einer kürzeren
Frist wiederausgeführt werden;
diese muß sich aber über min-
destens einen Monat nach
Schluß der Veranstaltung er-
strecken.

2. Abweichend von Absatz 1
gestatten die Zollbehörden, daß
Waren, die auf einer späteren
Veranstaltung ausgestellt oder
verwendet werden sollen, im
Land der vorübergehenden Ein-
fuhr verbleiben dürfen, sofern
die in den Gesetzen und son-
stigen Vorschriften dieses Landes
vorgesehenen Voraussetzungen
erfüllt und die Waren innerhalb
eines Jahres nach dem Tag der
Einfuhr wiederausgeführt wer-
den.

3. Liegen triftige Gründe vor,
so können die Zollbehörden im
Rahmen der in den Gesetzen
und sonstigen Vorschriften des
Landes der vorübergehenden
Einfuhr vorgesehenen Grenzen
längere als die in den Ab-
sätzen 1 und 2 genannten Fri-
sten festsetzen oder die zuerst
festgesetzte Frist verlängern.

4. Können vorübergehend ein-
geführte Waren wegen einer
Beschlagnahme, die nicht von
einer Privatperson veranlaßt
worden ist, nicht wiederaus-
geführt werden, so wird die in
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diesem Artikel vorgesehene
Wiederausfuhrfrist für die
Dauer der Beschlagnahme ge-
hemmt.

Artikel 5.

1. Abweichend von der in
diesem Abkommen festgelegten
Verpflichtung zur Wiederaus-
fuhr ist es nicht erforderlich,
schwer beschädigte, gering-
wertige oder leicht verderbliche
Waren wiederauszuführen, wenn
je nach Verlangen der Zoll-
behörden

(a) die auf die Waren entfallen-
den Eingangsabgaben ent-
richtet werden oder

(b) die Waren kostenlos dem
Staat, in dessen Gebiet sie
vorübergehend eingeführt
worden sind, überlassen wer-
den oder

(c) die Waren unter amtlicher
Aufsicht vernichtet werden,
ohne daß dem Staat, in des-
sen Gebiet sie vorüberge-
hend eingeführt worden
sind, Kosten daraus ent-
stehen.

2. An Stelle der Wiederausfuhr
können die zur vorübergehen-
den Einfuhr zugelassenen Waren
auch einer anderen Bestimmung
zugeführt, insbesondere zum
freien Verkehr abgefertigt wer-
den; Voraussetzung dafür ist,
daß die Bedingungen und For-
malitäten erfüllt werden, die in
den Gesetzen und sonstigen
Vorschriften des Landes der
vorübergehenden Einfuhr für
die unmittelbare Einfuhr solcher
Waren aus dem Ausland vor-
gesehen sind.

KAPITEL III.
B e f r e i u n g v o n d e n

E i n g a n g s a b g a b e n .

Artikel 6.

1. Ist für die folgenden Waren
kein Vorbehalt nach Artikel 23
notifiziert worden, so werden
für sie Eingangsabgaben nicht
erhoben, Einfuhrverbote oder
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Einfuhrbeschränkungen nicht
angewendet und es wird, falls
die Waren zur vorübergehenden
Einfuhr zugelassen worden sind,
ihre Wiederausfuhr nicht ver-
langt:

(a) Kleine Muster, einschließ-
lich Kostproben von Lebens-
mitteln und Getränken, die
auf der Veranstaltung ausge-
stellte ausländische Waren
darstellen und entweder als
fertige Muster eingeführt
oder erst auf der Veranstal-
tung aus nicht abgepackt ein-
geführten Waren hergestellt
worden sind, wenn

(i) sie unentgeltlich aus
dem Ausland geliefert
und nur auf der Veran-
staltung an die Besucher
zu ihrer persönlichen
Verwendung oder zu
ihrem persönlichen Ver-
brauch unentgeltlich
verteilt werden.

(ii) sie als Werbemuster er-
kennbar sind und nur
einen geringen Einzel-
wert haben,

(iii) sie für kommerzielle
Zwecke ungeeignet und
gegebenenfalls in Men-
gen abgepackt sind, die
erheblich kleiner als die
kleinsten im Einzelhan-
del verkauften Mengen
sind,

(iv) die nicht in Packungen
gemäß Ziffer (iii) ver-
teilten Kostproben von
Lebensmitteln und Ge-
tränken auf der Ver-
anstaltung verzehrt
werden,

(v) Gesamtwert und Ge-
samtmenge der Muster
nach Ansicht der Zoll-
behörden des Einfuhr-
landes, der Art der Ver-
anstaltung, der Zahl
ihrer Besucher und dem



2002 88. Stück — Ausgegeben am 28. Dezember 1962 — Nr. 336

Ausmaß der Beteiligung
des Ausstellers angemes-
sen sind;

(b) Waren, die ausschließlich zu
ihrer Vorführung oder zur
Vorführung der auf der Ver-
anstaltung ausgestellten aus-
ländischen Maschinen oder
Apparate eingeführt und im
Verlauf der Vorführung ver-
braucht oder vernichtet wer-
den, sofern Gesamtwert und
Gesamtmenge der Waren
nach Ansicht der Zollbehör-
den des Einfuhrlandes der
Art der Veranstaltung, der
Zahl ihrer Besucher und dem
Ausmaß der Beteiligung des
Ausstellers angemessen sind;

(c) Waren geringen Wertes, die
bei der Errichtung, Einrich-
tung und Ausstattung der
für eine begrenzte Zeit zu
errichtenden Stände auslän-
discher Aussteller verbraucht
werden, wie Farben, Lacke,
Tapeten;

(d) Drucksachen, Kataloge, Pro-
spekte, Preislisten, Werbe-
plakate, Kalender (auch mit
Bildern) und ungerahmte
Lichtbilder, die offensichtlich
zur Werbung für die ausge-
stellten ausländischen Waren
verwendet werden sollen,
wenn

(i) diese Waren unentgelt-
lich aus dem Ausland
geliefert und nur auf
der Veranstaltung an
die Besucher unentgelt-
lich verteilt werden,

(ii) Gesamtwert und Ge-
samtmenge dieser Waren
nach Ansicht der Zoll-
behörden des Einfuhr-
landes der Art der Ver-
anstaltung, der Zahl
ihrer Besucher und dem
Ausmaß der Beteiligung
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des Ausstellers ange-
messen sind.

2. Absatz 1 gilt nicht für alko-
holische Getränke, Tabak,
Tabakwaren sowie Brenn- und
Treibstoffe.

Artikel 7.

Akten, schriftliche Aufzeich-
nungen, Formblätter und son-
stige Schriftstücke, die zur Ver-
wendung als solche auf oder im
Zusammenhang mit internatio-
nalen Treffen, Konferenzen oder
Kongressen eingeführt werden,
sind von den Eingangsabgaben
und von jeglichen Einfuhrver-
boten und Einfuhrbeschränkun-
gen befreit.

KAPITEL IV.

V e r e i n f a c h u n g d e r
F o r m a l i t ä t e n .

Artikel 8.

Jede Vertragspartei be-
schränkt die Zollformalitäten,
die im Zusammenhang mit den
in diesem Abkommen vorge-
sehenen Erleichterungen zu er-
füllen sind, auf ein Mindestmaß
und veröffentlicht möglichst
bald alle derartigen Vorschrif-
ten.

Artikel 9.

1. Verlangt eine Vertragspartei
eine Sicherheitsleistung für die
Erfüllung der Bedingungen, an
die die Erleichterungen dieses
Abkommens geknüpft sind, so
darf diese Sicherheit den Betrag
der zu erhebenden Eingangsab-
gaben um nicht mehr als 10
vom Hundert übersteigen.

2. Diese Vertragspartei wird
jedoch nach Möglichkeit an Stelle
einer nach Absatz 1 erforder-
lichen einzelnen Sicherheitslei-
stung eine generelle Sicherheits-
leistung des Veranstalters oder
einer anderen von der Zollver-
waltung zugelassenen Person an-
erkennen.
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Artikel 10.

1. Bei der Einfuhr und Wie-
derausfuhr von Waren, die auf
einer Veranstaltung ausgestellt
oder verwendet werden sollen
oder ausgestellt oder verwendet
worden sind, werden die Zoll-
beschau und die Zollabfertigung
in allen Fällen, in denen dies
möglich und zweckmäßig ist, auf
dem Veranstaltungsgelände vor-
genommen.
2. Jede Vertragspartei wird
sich bemühen, innerhalb des Ge-
ländes einer auf ihrem Gebiet
stattfindenden Veranstaltung für
eine angemessene Zeitdauer je-
weils ein Zollamt einzurichten,
wenn sie dies wegen der Bedeu-
tung und Größe der Veranstal-
tung für zweckmäßig hält.
3. Zur vorübergehenden Ein-
fuhr zugelassene Waren können
in einer Sendung oder in mehre-
ren Sendungen und über jedes
für derartige Abfertigungen zu-
ständige Zollamt wiederausge-
führt werden, auch wenn dieses
nicht das Eingangszollamt ist;
ausgenommen davon sind die
Fälle, in denen sich der Impor-
teur verpflichtet, seine Waren
über das Eingangszollamt wie-
derauszuführen, um in den Ge-
nuß eines vereinfachten Ver-
fahrens zu gelangen.

KAPITEL V.

V e r s c h i e d e n e B e s t i m -
m u n g e n .

Artikel 11.

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens gelten auch für Er-
zeugnisse, die im Verlauf der
Veranstaltung bei der Vorfüh-
rung ausgestellter Maschinen
oder Apparate aus vorüberge-
hend eingeführten Waren an-
fallen.

Artikel 12.

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens setzen nur Mindest-
erleichterungen fest und hindern
die Vertragsparteien nicht,
gegenwärtig oder künftig auf
Grund autonomer Bestimmun-
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gen oder auf Grund zweiseitiger
oder mehrseitiger Abkommen
weitergehende Erleichterungen
zu gewähren.

Artikel 13.

Für die Zwecke dieses Ab-
kommens können die Gebiete
der Vertragsparteien, die eine
Zoll- oder Wirtschaftsunion bil-
den, als ein einziges Gebiet an-
gesehen werden.

Artikel 14.

Die Bestimmungen dieses Ab-
kommens hindern nicht die An-
wendung
(a) autonomer oder vertraglicher

Bestimmungen, die die
Durchführung von Veran-
staltungen regeln und keine
Zollvorschriften sind,

(b) der nach autonomen Ge-
setzen und sonstigen Vor-
schriften aus Gründen der
öffentlichen Sittlichkeit oder
Ordnung, der öffentlichen
Sicherheit, der öffentlichen
Hygiene oder Gesundheit,
aus veterinärpolizeilichen
oder pflanzenschutzrecht-
lichen Gründen oder zum
Schutz von Patenten, Han-
delsmarken und Urheber-
rechten auferlegten Verbote
und Beschränkungen.

Artikel 15.

Jede Verletzung der Bestim-
mungen dieses Abkommens, jede
Unterschiebung, falsche Er-
klärung oder Handlung, die be-
wirkt, daß eine Person oder eine
Ware ungerechtfertigt in den
Genuß der in diesem Abkom-
men vorgesehenen Erleichterun-
gen gelangt, macht den Schuldi-
gen nach den Gesetzen und son-
stigen Vorschriften des Landes,
in dem die Zuwiderhandlung be-
gangen worden ist, strafbar und
verpflichtet ihn gegebenenfalls
zur Entrichtung der Eingangs-
abgaben.

KAPITEL VI.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

Artikel 16.

1. Die Vertragsparteien kom-
men erforderlichenfalls zusam-
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men, um die Durchführung
dieses Abkommens zu prüfen
und insbesondere die zur ein-
heitlichen Auslegung und An-
wendung dieses Abkommens ge-
eigneten Maßnahmen zu er-
wägen.
2. Diese Zusammenkünfte wer-
den vom Generalsekretär des
Rates auf Antrag einer Ver-
tragspartei einberufen und fin-
den, falls die Vertragsparteien
nichts anderes beschließen, am
Sitz des Rates statt.

3. Die Vertragsparteien geben
sich für ihre Zusammenkünfte
eine Geschäftsordnung. Zur Be-
schlußfassung bedarf es einer
Zweidrittelmehrheit der bei der
Zusammenkunft anwesenden
und an der Abstimmung teil-
nehmenden Vertragsparteien.
4. Die Vertragsparteien sind
über eine Frage nur dann be-
schlußfähig, wenn mehr als die
Hälfte von ihnen anwesend ist.

Artikel 17.

1. Jede Meinungsverschieden-
heit zwischen Vertragsparteien
über die Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens
wird, soweit möglich, durch
Verhandlungen zwischen ihnen
beigelegt.
2. Jede nicht durch unmittelbare
Verhandlungen beigelegte Mei-
nungsverschiedenheit wird von
den am Streitfall beteiligten Par-
teien den gemäß Artikel 16 zu-
sammenkommenden Vertrags-
parteien vorgelegt, die die Mei-
nungsverschiedenheit prüfen
und Empfehlungen für ihre
Beilegung erteilen.

3. Die am Streitfall beteiligten
Parteien können im voraus ver-
einbaren, die Empfehlungen der
Vertragsparteien als verbindlich
anzunehmen.

Artikel 18.

1. Die Mitgliedstaaten des
Rates sowie die Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen oder
ihrer SpezialOrganisationen
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können Vertragsparteien dieses
Abkommens werden
(a) durch Unterzeichnung ohne

Vorbehalt der Ratifikation;
(b) durch Hinterlegung einer

Ratifikationsurkunde, nach-
dem sie das Abkommen un-
ter dem Vorbehalt der Rati-
fikation unterzeichnet haben;

(c) durch Beitritt.

2. Dieses Abkommen liegt bis
einschließlich 31. März 1962 in
Brüssel am Sitz des Rates zur
Unterzeichnung durch die in
Absatz 1 bezeichneten Staaten
auf. Nach diesem Tag steht es
zum Beitritt offen.

3. Im Falle des Absatzes 1
lit. (b) bedarf dieses Abkommen
der Ratifikation durch die Signa-
tarstaaten gemäß ihren verfas-
sungsrechtlichen Verfahren.

4. Jeder Staat, der den in Ab-
satz 1 bezeichneten Organisa-
tionen nicht als Mitglied ange-
hört, kann nach Inkrafttreten
dieses Abkommens durch Bei-
tritt Vertragspartei werden,
wenn ihn der von den Ver-
tragsparteien dazu beauftragte
Generalsekretär des Rates ein-
lädt.

5. Die Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden werden beim
Generalsekretär des Rates hin-
terlegt.

Artikel 19.

1. Dieses Abkommen tritt drei
Monate nach dem Tag in Kraft,
an dem es fünf der in Artikel 18
Absatz 1 bezeichneten Staaten
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ihre Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunden
hinterlegt haben.

2. Für jeden Staat, der dieses
Abkommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nachdem es fünf Staaten
ohne Vorbehalt der Ratifikation
unterzeichnet oder ihre Ratifi-
kations- oder Beitrittsurkunden
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hinterlegt haben, tritt das Ab-
kommen drei Monate nach Hin-
terlegung seiner Ratifikations-
oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 20.

1. Dieses Abkommen wird auf
unbegrenzte Zeit abgeschlossen;
jede Vertragspartei kann jedoch
das Abkommen nach dem Tag,
an dem es gemäß Artikel 19 in
Kraft getreten ist, jederzeit kün-
digen.

2. Die Kündigung ist durch
Hinterlegung einer Urkunde
beim Generalsekretär des Rates
zu notifizieren.
3. Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Kün-
digungsurkunde beim General-
sekretär des Rates wirksam.

Artikel 21.

1. Die nach Artikel 16 zusam-
menkommenden Vertragspar-
teien können Änderungen dieses
Abkommens empfehlen.

2. Der Generalsekretär des
Rates übermittelt allen Ver-
tragsparteien, allen anderen
Staaten, die das Abkommen
unterzeichnet haben oder ihm
beitreten, dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen sowie
der UNESCO den Wortlaut
jeder auf diese Weise empfoh-
lenen Änderung.
3. Binnen sechs Monaten nach
dem Tag der Übermittlung der
empfohlenen Änderung kann
jede Vertragspartei dem Gene-
ralsekretär des Rates bekannt-
geben,

(a) daß sie gegen die empfohlene
Änderung Einspruch erhebt;

(b) daß sie die empfohlene Än-
derung zwar anzunehmen
beabsichtigt, aber die für die
Annahme erforderlichen
Voraussetzungen in ihrem
Land noch nicht erfüllt sind.
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4. Solange eine Vertragspartei,
die eine Mitteilung nach Ab-
satz 3 lit. (b) gemacht hat, dem
Generalsekretär des Rates die
Annahme der empfohlenen Än-
derung nicht notifiziert hat,
kann sie noch binnen neun
Monaten nach Ablauf der in
Absatz 3 vorgesehenen Frist von
sechs Monaten gegen die emp-
fohlene Änderung Einspruch er-
heben.

5. Wird gegen die empfohlene
Änderung nach den Absätzen 3
und 4 Einspruch erhoben, so gilt
sie als nicht angenommen und
bleibt ohne Wirkung.

6. Ist gegen die empfohlene
Änderung kein Einspruch nach
den Absätzen 3 und 4 erhoben
worden, so gilt sie zu folgendem
Zeitpunkt als angenommen:

(a) wenn keine Vertragspartei
eine Mitteilung nach Ab-
satz 3 lit. (b) gemacht hat,
mit Ablauf der in Absatz 3
genannten Frist von sechs
Monaten;

(b) wenn mindestens eine Ver-
tragspartei eine Mitteilung
nach Absatz 3 lit. (b) ge-
macht hat, zu dem früheren
der folgenden zwei Zeit-
punkte:

(i) an dem Tag, an dem alle
Vertragsparteien, die
eine derartige Mittei-
lung gemacht haben,
dem Generalsekretär des
Rates ihre Annahme der
empfohlenen Änderung
notifiziert haben, jedoch
frühestens am Tag des
Ablaufs der in Ab-
satz 3 genannten Frist
von sechs Monaten, auch
wenn alle Annahmeer-
klärungen schon vor
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diesem Tag eingegangen
sind;

(ii) an dem Tag des Ablaufs
der in Absatz 4 ge-
nannten Frist von neun
Monaten.

7. Jede Änderung tritt sechs
Monate nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem sie als angenom-
men gilt.

8. Der Generalsekretär des
Rates notifiziert so bald wie
möglich allen Vertragsparteien
die nach Absatz 3 lit. (a) gegen
die empfohlene Änderung er-
hobenen Einsprüche sowie jede
nach Absatz 3 lit. (b) eingegan-
gene Mitteilung. Er teilt an-
schließend allen Vertragspar-
teien mit, ob die Vertragspartei
oder die Vertragsparteien, die
eine solche Mitteilung gemacht
haben, Einspruch gegen die
empfohlene Änderung erheben
oder sie annehmen.

9. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen ratifiziert oder ihm
beitritt, nimmt damit auch die
Änderungen an, die im Zeit-
punkt der Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde in Kraft sind.

Artikel 22.

1. Jeder Staat kann bei Unter-
zeichnung dieses Abkommens
ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder bei Hinterlegung seiner
Ratifikations- oder Beitritts-
urkunde oder zu jedem späteren
Zeitpunkt durch Notifikation
an den Generalsekretär des
Rates erklären, daß dieses Ab-
kommen für alle oder für ein-
zelne der Gebiete gilt, deren
internationale Beziehungen er
wahrnimmt; das Abkommen
wird für die in der Notifikation
genannten Gebiete drei Monate
nach Eingang der Notifikation
beim Generalsekretär des Rates
wirksam, jedoch nicht vor dem
Zeitpunkt, an dem es für diesen
Staat in Kraft getreten ist.
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2. Jeder Staat, der dieses Ab-
kommen durch eine Erklärung
nach Absatz 1 auf ein Gebiet
ausgedehnt hat, dessen inter-
nationale Beziehungen er wahr-
nimmt, kann dem General-
sekretär des Rates nach Ar-
tikel 20 notifizieren, daß dieses
Gebiet das Abkommen nicht
mehr anwendet.

Artikel 23.

1. Jeder Staat kann bei der
Unterzeichnung oder Ratifi-
kation dieses Abkommens
oder beim Beitritt zu
diesem Abkommen erklären
oder, nachdem er Vertragspartei
geworden ist, dem General-
sekretär des Rates notifizieren,
daß er sich durch Artikel 6 Ab-
satz 1 lit. (a) nicht als gebunden
betrachtet. In diesen Erklärun-
gen oder Notifikationen müssen
die Waren, für die der Vor-
behalt gemacht wird, einzeln
angegeben werden. Die Notifi-
kationen an den Generalsekre-
tär werden neunzig Tage nach
ihrem Eingang beim General-
sekretär wirksam.

2. Macht eine Vertragspartei
einen Vorbehalt nach Absatz 1,
so sind die anderen Vertrags-
parteien gegenüber dieser Ver-
tragspartei hinsichtlich der in
diesem Vorbehalt angegebenen
Waren durch Artikel 6 Absatz 1
lit. (a) nicht gebunden.

3. Jede Vertragspartei, die
einen Vorbehalt nach Absatz 1
gemacht hat, kann diesen Vor-
behalt jederzeit durch Notifi-
kation an den Generalsekretär
des Rates zurückziehen.

4. Andere Vorbehalte zu die-
sem Abkommen sind nicht zu-
lässig.

Artikel 24.

Der Generalsekretär des Rates
notifiziert allen Vertragspar-
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teien, den anderen Staaten, die
das Abkommen unterzeichnet
haben oder ihm beitreten, dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen und der UNESCO

(a) die Unterzeichnungen, Rati-
fikationen und Beitritte nach
Artikel 18;

(b) den Zeitpunkt, in dem dieses
Abkommen nach Artikel 19
in Kraft tritt;

(c) die Kündigungen und Er-
klärungen nach Artikel 20;

(d) jede nach Artikel 21 als an-
genommen geltende Ände-
rung und den Tag ihres In-
krafttretens;

(e) den Eingang der Erklärun-
gen und Notifikationen nach
Artikel 22;

(f) den Eingang der Erklärun-
gen und Notifikationen nach
Artikel 23 Absätze 1 und 3
sowie den Tag des Inkraft-
tretens der Vorbehalte oder
der Zurückziehung von Vor-
behalten.

Artikel 25.

Nach Artikel 102 der Satzung
der Vereinten Nationen wird
dieses Abkommen auf Antrag
des Generalsekretärs des Rates
beim Sekretariat der Vereinten
Nationen registriert.

Zu Urkund dessen haben die
dazu gehörig Bevollmächtigten
dieses Abkommen unterzeichnet.

Geschehen zu Brüssel, am
achten Juni neunzehnhundert-
einundsechzig in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind, in einer ein-
zigen Ausfertigung, die beim
Generalsekretär des Rates
hinterlegt wird; dieser über-
mittelt allen in Artikel 18 Ab-
satz 1 bezeichneten Staaten be-
glaubigte Abschriften.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Unter-
richt, vom Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom
Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 25. August 1962

Der Bundespräsident:

Schärf

Der Bundeskanzler:

Gorbach

Der Bundesminister für Inneres:
Afritsch

Der Bundesminister für Unterricht:

Drimmel

Der Bundesminister für Finanzen:

Klaus

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Hartmann

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kreisky

Die Ratifikationsurkunde ist am 20. September 1962 beim Generalsekretär des Rates für die
Zusammenarbeit auf dem Gebiete des Zollwesens hinterlegt worden. Das vorliegende Zollabkommen
ist daher gemäß seinem Artikel 19 Absatz 2 für Österreich am 21. Dezember 1962 in Kraft getreten.

Bisher gehören diesem Zollabkommen folgende weitere Staaten an:
Griechenland, Kuba, Madagaskar, Niger, Portugal, Tschechoslowakei, Zentralafrikanische

Republik.

Gorbach

337.

ABKOMMEN
zwischen der Bundesregierung der Republik
Österreich und der Regierung der Französi-
schen Republik betreffend die Übernahme

von Personen an der Grenze.

In der Absicht, die gegenseitige Übernahme
von Personen an der Grenze im Geiste der
Freundschaft zu regeln, haben die Bundesregie-
rung der Republik Österreich und die Regierung
der Französischen Republik folgendes verein-
bart:
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Artikel 1

a) Die Bundesregierung der Republik Öster-
reich wird österreichische Staatsbürger, deren
Abschiebung die französischen Behörden beab-
sichtigen, ohne Formalitäten und ohne Einschal-
tung der Österreichischen Botschaft in Frank-
reich übernehmen, sofern deren österreichische
Staatsbürgerschaft nachgewiesen oder glaubhaft
gemacht wird.

b) Die österreichische Staatsbürgerschaft kann
durch Staatsbürgerschaftsurkunden, Staatsbürger-
schaftsnachweise oder Bescheide, durch welche die
österreichische Staatsbürgerschaft erworben oder
festgestellt wird, nachgewiesen werden; sie kann
durch Reisepässe und Personalausweise, auch wenn
dieselben zu Unrecht ausgestellt oder seit höch-
stens zehn Jahren abgelaufen sind, glaubhaft ge-
macht werden.

c) Die Regierung der Französischen Republik
nimmt Personen, die nach Absatz a) übernommen
wurden, auf ihr Gebiet zurück, wenn die öster-
reichischen Behörden feststellen, daß diese die
österreichische Staatsbürgerschaft im Zeitpunkt
der Abschiebung nicht besessen haben, es sei denn,
daß für die Republik Österreich eine Verpflich-
tung zur Übernahme gemäß Artikel 2 besteht
oder im Zeitpunkt der Übernahme bestanden hat.

d) Falls die österreichische Staatsbürgerschaft
nicht nach Absatz a) und b) nachgewiesen oder
glaubhaft gemacht wird, hingegen nach Ansicht
der österreichischen Behörden Umstände vor-
handen sind, welche die Annahme zulassen, daß
der Betroffene die österreichische Staatsbürger-
schaft besitzt, erfolgt die Übernahme auf Grund
einer formellen Übernahmserklärung.

Diese Erklärung ist bei der Österreichischen
Botschaft in Frankreich zu beantragen, die sie
dem Außenministerium der Französischen Re-
publik innerhalb einer Frist von zwei Monaten
ab Antragstellung übermittelt oder letzteres ver-
ständigt, daß eine Übernahme durch die Repu-
blik Österreich nicht erfolgen kann.

Artikel 2

a) Die Bundesregierung der Republik Öster-
reich wird Personen, die nicht Staatsbürger
eines der Vertragsstaaten sind, auf Antrag der
französischen Behörden übernehmen, wenn diese
Personen seit weniger als sechs Monaten vor
der Antragstellung nach einem Mindestaufent-
halt von einem Monat Österreich verlassen
haben und unerlaubt nach Frankreich eingereist
sind. Die Betroffenen werden nicht übernom-
men, wenn sie nach dem Grenzübertritt in die
Französische Republik den Flüchtlingsstatus ge-
mäß der Konvention vorn 28. Juli 1951 über
die Rechtsstellung der Flüchtlinge erlangt haben.

b) Die Übernahme durch die Republik Öster-
reich erfolgt auf Grund eines von der Österrei-
chischen Botschaft in Frankreich ausgestellten
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Laissez-passers innerhalb einer Frist von zwölf
Monaten ab dessen Ausstellungsdatum.

c) Die Ausstellung des Laissez-passers ist in-
nerhalb einer Frist von sechs Monaten ab dem
Zeitpunkt der unerlaubten Einreise in das Gebiet
der Französischen Republik bei der Österreichi-
schen Botschaft in Frankreich zu beantragen. Die
Österreichische Botschaft in Frankreich übermit-
telt innerhalb einer Frist von drei Monaten ab
Antragstellung den französischen Behörden das
Laissez-passer oder teilt ihnen mit, warum diese
Übernahme durch die Republik Österreich
nicht erfolgen kann.

d) Ein rechtskräftiges Aufenthaltsverbot oder
eine Landesverweisung oder Abschaffung aus
dem Gebiet der Republik Österreich stehen der
Ausstellung eines Laissez-passers nicht entgegen.

e) Die Verpflichtung zur Übernahme besteht
nicht hinsichtlich der Staatsbürger eines dritten
Staates, der eine gemeinsame Grenze mit der
Französischen Republik besitzt, es sei denn, daß
triftige Gründe ihrer Abschiebung in das Gebiet
dieses dritten Staates entgegenstehen.

f) Das Laissez-passer muß die Durchreise durch
dritte Staaten gemäß den von jedem der ver-
tragschließenden Teile mit diesen Staaten getrof-
fenen Abkommen gestatten.

Artikel 3

a) Die Regierung der Französischen Republik
wird französische Staatsbürger, deren Abschie-
bung die österreichischen Behörden beabsichtigen,
ohne Formalitäten und ohne Einschaltung der
Französischen Botschaft in Österreich überneh-
men, sofern deren französische Staatsbürger-
schaft nachgewiesen oder glaubhaft gemacht wird.

b) Die französische Staatsbürgerschaft kann
durch Staatsbürgerschaftsnachweise oder Einbür-
gerungsurkunden nachgewiesen werden; sie kann
durch Reisepässe und Personalausweise, auch wenn
dieselben zu Unrecht ausgestellt oder seit höch-
stens zehn Jahren abgelaufen sind, glaubhaft ge-
macht werden.

c) Die Bundesregierung der Republik Öster-
reich nimmt Personen, die nach Absatz a) über-
nommen wurden, auf ihr Gebiet zurück, wenn
die französischen Behörden feststellen, daß diese
die französische Staatsbürgerschaft im Zeitpunkt
der Abschiebung nicht besessen haben, es sei denn,
daß für die Französische Republik eine Ver-
pflichtung zur Übernahme gemäß Artikel 4 be-
steht oder im Zeitpunkt der Übernahme bestan-
den hat.

d) Falls die französische Staatsbürgerschaft
nicht nach Absatz a) und b) nachgewiesen oder
glaubhaft gemacht wird, hingegen nach Ansicht
der französischen Behörden Umstände vorhanden
sind, welche die Annahme zulassen, daß der Be-
troffene die französische Staatsbürgerschaft be-
sitzt, erfolgt die Übernahme auf Grund einer for-
mellen Übernahmserklärung.
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Diese Erklärung ist bei der Französischen Bot-
schaft in Österreich zu beantragen, die sie dem
Bundesministerium für Auswärtige Angelegen-
heiten der Republik Österreich innerhalb einer
Frist von zwei Monaten ab Antragstellung über-
mittelt oder letzteres verständigt, daß eine Über-
nahme durch die französischen Behörden nicht
erfolgen kann.

Artikel 4

a) Die Regierung der Französischen Republik
wird Personen, die nicht Staatsbürger eines der
Vertragsstaaten sind, auf Antrag der österreichi-
schen Behörden übernehmen, wenn diese Per-
sonen seit weniger als sechs Monaten vor der
Antragstellung nach einem Mindestaufenthalt von
einem Monat Frankreich verlassen haben und
unerlaubt nach Österreich eingereist sind. Die
Betroffenen werden nicht übernommen, wenn sie
nach dem Grenzübertritt in die Republik Öster-
reich den Flüchtlingsstatus gemäß der Konven-
tion vom 28. Juli 1951 über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge erlangt haben.

b) Die Übernahme durch die Regierung der
Französischen Republik erfolgt auf Grund eines
von der Französischen Botschaft in Österreich
ausgestellten Laissez-passers innerhalb einer Frist
von zwölf Monaten ab dessen Ausstellungsdatum.

c) Die Ausstellung des Laissez-passers ist in-
nerhalb einer Frist von sechs Monaten ab dem
Zeitpunkt der unerlaubten Einreise in das Gebiet
der Republik Österreich bei der Französischen
Botschaft in Österreich zu beantragen. Die Fran-
zösische Botschaft in Österreich übermittelt in-
nerhalb einer Frist von drei Monaten ab Antrag-
stellung den österreichischen Behörden das Lais-
sez-passer oder teilt ihnen mit, warum diese
Übernahme durch die französischen Behörden
nicht erfolgen kann.

d) Eine auf zwangsweise Entfernung aus dem
Gebiet der Französischen Republik gerichtete
Maßnahme steht der Ausstellung eines Laissez-
passers nicht entgegen.

e) Die Verpflichtung zur Übernahme besteht
nicht hinsichtlich der Staatsbürger eines dritten
Staates, der eine gemeinsame Grenze mit der
Republik Österreich besitzt, es sei denn, daß
triftige Gründe ihrer Abschiebung in das Gebiet
dieses dritten Staates entgegenstehen.

f) Das Laissez-passer muß die Durchreise durch
dritte Staaten gemäß den von jedem der ver-
tragschließenden Teile mit diesen Staaten getrof-
fenen Abkommen gestatten.

Artikel 5

Jeder der vertragschließenden Teile erklärt sich
bereit, Ersuchen der Behörden des anderen ver-
tragschließenden Teiles um Durchbeförderung
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von Personen, die weder die österreichische noch
die französische Staatsbürgerschaft besitzen und
die Gegenstand einer auf zwangsweise Entfer-
nung gerichteten Verwaltungsmaßnahme sind, zu
entsprechen, wenn die Übernahme durch den
Zielstaat und gegebenenfalls die Durchbeförde-
rung durch andere Staaten sichergestellt ist. Diese
Durchbeförderung kann abgelehnt werden, wenn
der Betroffene in einem dieser Staaten politische
Verfolgung zu erwarten hätte oder wenn er in
einem dieser Staaten oder im ersuchten Staat einer
Strafverfolgung oder Strafvollstreckung ausge-
setzt wäre.

Das Ersuchen um Durchbeförderung wird von
der Österreichischen Botschaft in Frankreich be-
ziehungsweise von der Französischen Botschaft in
Österreich gestellt.

Die zur Durchbeförderung übernommenen Per-
sonen können den Behörden desjenigen Staates,
der die Abschiebung angeordnet hat, jederzeit
zurückgestellt werden, wenn nachträglich Tat-
sachen eintreten oder bekannt werden, die einer
Durchbeförderung entgegenstehen, oder wenn ein
anderer Durchgangsstaat oder der Zielstaat es ab-
lehnt, die Betroffenen zu übernehmen.

Artikel 6

Alle Abschiebungskosten bis zur Grenze des
Zielstaates, einschließlich jener der Durchbeför-
derung durch dritte Staaten, werden von dem
Staat getragen, der die Abschiebung veranlaßt
hat. Das gleiche gilt für die Fälle der Zurück-
stellung.

Artikel 7

Die vorstehenden Bestimmungen ändern in
keiner Weise die zwischen den vertragschließen-
den Teilen bestehende Regelung hinsichtlich der
Auslieferung.

Artikel 8

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des
zweiten Monates in Kraft, der seiner Unterzeich-
nung folgt. Es kann jederzeit mit einer Frist von
drei Monaten gekündigt werden.

Geschehen zu Paris, am 30. November 1962,
in vierfacher Ausfertigung, zwei in deutscher und
zwei in französischer Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

Für die Bundesregierung der Republik Österreich:

Fuchs m. p.

Für die Regierung der Französischen Republik:

Leduc m. p.

Dieses Abkommen tritt gemäß seinem Artikel 8 am 1. Jänner 1963 in Kraft.
Gorbach


